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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Heidi Knake-Werner 
und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/8397 — 


Vermögensüberprüfung bei Arbeitslosenhilfe 


In Artikel 10 des Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes und anderer Gesetze (Drucksache 13/ 
2746) war eine Regelung vorgesehen, nach der es der Bundesanstalt für 
Arbeit ermöglicht werden sollte, Angaben der Antragsteller auf Arbeits- 
losenhilfe über die Anzahl der von ihnen erteilten Anträge auf Befreiung 
von der Zinsbesteuerung durch das Bundesamt für Finanzen überprüfen 
zu lassen. Durch die „verbesserte Information" im Rahmen der Bedürf- 
tigkeitsprüfung sollten bei der Arbeitslosenhilfe Einsparungen in Höhe 
von 700 Mio. DM im Jahr erzielt werden. Im Haushaltsgesetz 1997 wird 
dann mit Einsparungen bei der Arbeitslosenhilfe durch „die verschärfte 
Vermögensüberprüfung" in Höhe von 900 Mio. DM gerechnet. Mit dem 
Jahressteuergesetz 1997 wurde eine entsprechende rechtliche Grund- 
lage geschaffen, seit März 1997 führt die Bundesanstalt für Arbeit solche 
Vermögensüberprüfungen durch und bereitet einen automatischen 
Datenabgleich vor. 


Vorbemerkung 

Der Bundesregierung liegen die in der Kleinen Anfrage erbetenen 
detaillierten Angaben über die Vermögensüberprüfung bei der 
Arbeitslosenhilfe nicht vor, weil die Bundesanstalt für Arbeit ent- 
sprechende Daten statistisch nicht gesondert erfaßt. Die Bundes- 
anstalt für Arbeit hat mitgeteilt, daß das Institut für Arbeitsmarkt 
und Berufsforschung eine Untersuchung in Auftrag gegeben hat, 
die auch Erkenntnisse zur wirtschaftlichen Lage der Arbeits- 
losenhilfebezieher insbesondere über etwa vorhandenes Vermö- 
gen liefern soll. Die Untersuchung liegt noch nicht vor. 


1. a) Bei wie vielen Antragstellerinnen und Antragstellern auf 
Arbeitslosenhilfe wurde im Jahresdurchschnitt der Jahre 1990 bis 
1996 die Bewilligung von Arbeitslosenhilfe abgelehnt, weü auf- 
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gnrnd vorhandenen verwertbaren Vermögens die erforderliche 
Bedürftigkeit nicht gegeben war (Angaben bitte getrennt nach 
Männern und Frauen sowie Bundesgebiet Ost und West)? 

b) In welcher Höhe entstanden dadurch schätzungsweise Einspa- 
rungen bei der Arbeitslosenhilfe? 

2. Bei wie vielen Empfängerinnen und Empfängern von Arbeitslosen- 
hilfe wurde im Jahresdurchschnitt der Jahre 1990 bis 1996 verwert- v 

bares Vermögen auf die Arbeitslosenhüfe angerechnet (Angaben 
bitte getrennt nach Männern und Frauen sowie Bundesgebiet Ost 
und West)? 

a) Wie hoch waren jeweils die durchschnittlichen Anrechnungsbe- 
träge, bzw. wie hoch war das vorhandene verwertbare Vermögen 
der/ des Arbeitslosen bzw. seiner unterhaltshaltspflichtigen An- 
gehörigen? 

b) Welche Einsparungen entstanden bei der Arbeitslosenhilfe durch 
die Anrechnung von Vermögen im Rahmen der Bedürftigkeits- 
prüfung jeweils in den Haushaltsjahren 1990 bis 1996? 


Statistiken über Anträge auf Arbeitslosenhilfe, die abgelehnt 
wurden, weil wegen der Anrechnung von Vermögen die Bedürf- 
tigkeit nicht gegeben war, liegen nicht vor. Die Statistik der Bun- 
desanstalt für Arbeit unterscheidet nicht zwischen Ablehnung 
wegen Vermögens und wegen Einkommens. Die verfügbaren 
Statistiken über die generelle Ablehnung wegen fehlender Be- 
dürftigkeit sind daher im vorliegenden Zusammenhang ohne 
Aussagewert. 


3. Auf welche empirisch-statistischen Erkenntnisse stützte die Bundes- 
regierung ihre Annahme, daß durch die Überprüfung der Zahl der 
Zinsfreistellungsaufträge bei Arbeitslosenhilfe-Berechtigten Ausga- 
ben in Höhe von 700 Mio. DM einzusparen seien? 

Von wie vielen Arbeitslosen, die Vermögen bei der Antragstellung 
verschwiegen, ging die Bundesregierung bei der Berechnung des 
Einsparvolumens aus? 

Wie hoch war das jeweils unterstellte anrechenbare Vermögen? 

4. Was veranlaßte die Bundesregierung, das voraussichtliche Einspar- 
volumen schließlich um 200 Mio. DM höher anzusetzen? 


Über die Höhe der Vermögen der Bezieher von Arbeitslosenhilfe 
lagen zum Zeitpunkt der Schätzung der Einsparungen keine sta- 
tistischen Daten vor. Aus diesem Grunde war und ist nur eine 
pauschale Schätzung möglich. 

Aufgrund von bekannt gewordenen Einzelfällen konnte davon 
ausgegangen werden, daß eine bessere Erfassung von Spargut- 
haben und ähnlichen Geldanlagen bei der Überprüfung von 
Arbeitslosenhilfe-Anträgen zu erheblichen Einsparungen führen 
würde. Das Einsparvolumen wurde auf 900 Mio. DM jährlich 
geschätzt. 

Für den Fall eines Inkrafttretens des Asylbewerberleistungs- 
gesetzes zum 1. April 1996 wurden die Einsparungen auf 700 Mio. 
DM im Jahr 1996 geschätzt. 


5. Wie wird seit Inkrafttreten der gesetzlichen Neuregelung von seiten 
der Bundesanstalt für Arbeit die Vermögensüberprüfung durch- 
geführt? 
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a) Wann ist mit einem automatischen Datenabgleich zwischen Bun- 
desanstalt für Arbeit und Bundesamt für Finanzen für alle Neu- 
antragsteller und wann für alle bereits bewilligten Anträge zu 
rechnen? 

b) Bei wie vielen Antragstellern auf und Beziehern von Arbeits- 
losenhilfe wurden bis zum 1. August 1997 bereits die Angaben 
zum Vermögen überprüft (bitte getrennt nach Lande sar- 
beitsämtern und Männern und Frauen angeben}? 

6. Welchen qualitativen und quantitativen Erfolg hatten die bisherigen 
Überprüfungen? 

a) Bei wie vielen Antragstellern auf und Beziehern von Arbeits- 
losenhilfe wurde bisher nicht angegebenes Vermögen ermittelt 
(bitte getrennt nach Landesarbeitsämtern und Männern und 
Frauen angeben)? 

b) Bei wie vielen unterhaltspflichtigen Personen von Antragstellern 
auf und Beziehern von Arbeitslosenhilfe wurde bisher nicht an- 
gegebenes Vermögen ermittelt (bitte getrennt nach Landesar- 
beitsämtem und Männern und Frauen angeben)? 

7. In wie vielen Fällen führte die Entdeckung von bisher nicht angege- 
benen Vermögen rechtskräftig 

a) zu einer Aufhebung der Bewilligung der Arbeitslosenhilfe, 

b) zu einer Anrechnung von Vermögen auf die Arbeitslosenhilfe 
(Angaben bitte getrennt nach Landesarbeitsamtsbezirken und 
Männern und Frauen)? 

8. Wie hoch war pro Person das durchschnittlich entdeckte, bisher nicht 
angegebene Vermögen? 

In welchem Umfang und zu welchen Anteilen handelte es sich hier- 
bei um Geldvermögen und zu welchen Anteilen um Versicherungen? 

9. a) In welcher Höhe entstanden bei der Arbeitslosenhilfe Ein- 

sparungen durch die verschärfte Vermögensüberprüfung bis zum 
1. August 1997? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere Entwicklung bis 
zum Jahresende, insbesondere die Frage, ob und ggf. warum 
nicht das Einsparziel von 900 Mio. DM erreicht werden wird? 


Ein automatisierter Datenabgleich beim Bundesamt für Finanzen 
wird nach Angabe der Bundesanstalt für Arbeit ab September 
1997 und danach jeweils monatlich in laufenden Leistungsfällen 
durchgeführt. 

Bisher hat die Bundesanstalt für Arbeit Vermögensüberprüfungen 
nach § 45 d Einkommensteuergesetz, der ab 1. Januar 1997 in 
Kraft ist, nur in Verdachtsfällen durchgeführt, weil beim Bundes- 
amt für Finanzen die technischen Voraussetzungen für einen 
automatisierten Datenabgleich gefehlt haben. Von Januar bis Juni 
1997 sind manuell 795 Anfragen beim Bundesamt für Finanzen 
und 360 Anfragen bei Banken und Lebensversicherungen erfolgt. 
Die finanziellen Auswirkungen lassen sich nicht abschließend und 
zuverlässig quantifizieren, da die Ermittlungen und Verfahren 
vielfach noch nicht abgeschlossen sind und die Arbeitsämter nicht 
erfaßt haben, in wie vielen Fällen Anträge nicht weiter verfolgt 
wurden. 

Eine Beurteilung der Frage, ob und ggf. in welchem Umfang das 
Einsparziel erreicht wird, ist erst nach Auswertung der Ergebnisse 
aufgrund des automatisierten Datenabgleichs mit dem Bundesamt 
für Finanzen möglich. 

Darüber hinaus ist auch zu berücksichtigen, daß die Ankündi- 
gung derartiger Maßnahmen zu korrekteren Angaben über das 
Vermögen im Rahmen der Arbeitslosenhilfe führen kann. 
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